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(Gesetzgebungsakte)

RICHTLINIEN

RICHTLINIE (EU) 2016/2258 DES RATES
vom 6. Dezember 2016

zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU beziiglich des Zugangs von Steuerbehdrden zu
Informationen zur Bekimpfung der Geldwische

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf die Artikel 113 und 115,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments ('),

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (%),

gemil einem besonderen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Richtlinie 2014/107/EU () zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU (%) gilt ab dem 1. Januar 2016 fiir
27 Mitgliedstaaten und ab dem 1. Januar 2017 auch fiir Osterreich. Mit der genannten Richtlinie wird der globale
Standard fir den automatischen Informationsaustausch tiber Finanzkonten in Steuersachen in der Union
umgesetzt, wodurch gewahrleistet wird, dass Informationen iiber Inhaber von Finanzkonten dem Mitgliedstaat
mitgeteilt werden, in dem der Kontoinhaber seinen Wohnsitz hat.

(2)  Die Richtlinie 2011/16/EU schreibt vor, dass — sofern der Kontoinhaber eine zwischengeschaltete Struktur ist —,
Finanzinstitute diese Struktur priifen und deren wirtschaftliche Eigentiimer ermitteln und melden. Dieser fiir die
Anwendung der Richtlinie wichtige Aspekt baut auf den Informationen aus der Geldwischebekdimpfung auf, die
gemdf der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europiischen Parlaments und des Rates (°) zum Zwecke der Ermittlung
der wirtschaftlichen Eigentiimer gewonnen wurden.

() Stellungnahme vom 22. November 2016 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht).

() Stellungnahme vom 19. Oktober 2016 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht).

() Richtlinie 2014/107/EU des Rates vom 9. Dezember 2014 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU beziiglich der Verpflichtung zum
automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung (ABL. L 359 vom 16.12.2014, S. 1).

(*) Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 iiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung
und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 vom 11.3.2011, S. 1).

() Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwésche und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und
der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABL. L 141 vom 5.6.2015, S. 73).



L 342)2

Amtsblatt der Europdischen Union 16.12.2016

©)

Um die Einhaltung der Sorgfaltspflichten gemidf der Richtlinie 2011/16/EU durch die Finanzinstitute wirksam
tiberwachen zu konnen, benotigen die Steuerbehdrden Zugang zu den im Rahmen der Geldwischebekdmpfung
gewonnenen Informationen. Ohne einen solchen Zugang wire es diesen Behorden nicht moglich, zu iberwachen,
zu priifen und zu bestitigen, dass die Finanzinstitute die Richtlinie 2011/16/EU ordnungsgemifl anwenden,
indem sie die wirtschaftlichen Eigentiimer zwischengeschalteter Strukturen korrekt ermitteln und melden.

Die Richtlinie 2011/16/EU umfasst andere Arten des Austauschs von Informationen sowie andere Formen der
Zusammenarbeit zwischen den Verwaltungen der Mitgliedstaaten. Durch den Zugang zu Informationen aus der
Geldwischebekimpfung, die von Stellen gemdfl der Richtlinie (EU) 2015/849 aufbewahrt werden, im Rahmen
der Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung wiirde sichergestellt werden, dass die
Steuerbehorden besser geriistet sind, um ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 2011/16/EU zu erfiillen und um
Steuerhinterziehung und Steuerbetrug wirksamer zu bekdmpfen.

Es ist daher notwendig, dass Steuerbehorden Zugang zu Informationen, Verfahren, Unterlagen und Mechanismen
der Geldwischebekimpfung gewihrt wird, damit sie ihren Pflichten zur Uberwachung der korrekten Anwendung
der Richtlinie 2011/16/EU nachkommen koénnen und damit das Funktionieren aller in jener Richtlinie
vorgesehenen Formen der Zusammenarbeit zwischen Verwaltungsbehorden gewihrleistet ist.

Die vorliegende Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsitzen, die mit der Charta der
Grundrechte der Europiischen Union anerkannt wurden. Wenn in dieser Richtlinie bestimmt, dass den
Steuerbehorden der Zugang zu personenbezogenen Daten gesetzlich zu gewihren ist, erfordert das —
unbeschadet der Verfassungsordnung des betreffenden Mitgliedstaats — nicht zwingend einen parlamentarischen
Rechtsakt. Eine solche Vorschrift sollte jedoch klar und prézise sein, und ihre Anwendung sollte fiir diejenigen,
die ihr unterliegen, im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europiischen Union und des
Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte klar und vorhersehbar sein.

Da das Ziel dieser Richtlinie, ndmlich eine effiziente Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden der
Mitgliedstaaten und deren wirksame Uberwachung unter Bedingungen, die mit dem ordnungsgemifien
Funktionieren des Binnenmarkts vereinbar sind, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden
kann, sondern vielmehr wegen der erforderlichen Einheitlichkeit und Wirksamkeit auf Unionsebene besser zu
verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europaische Union
verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
VerhaltnismafSigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber das fiir die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Mafs
hinaus.

Die Finanzinstitute haben bereits mit der Umsetzung der Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden gemifl der
Richtlinie 2011/16/EU begonnen; der Informationsaustausch soll bis September 2017 anlaufen. Um zu
gewihrleisten, dass die wirksame Uberwachung der Anwendung jener Richtlinie nicht verzogert wird, sollte die
vorliegende Anderungsrichtlinie méglichst bald, spitestens jedoch bis zum 1. Januar 2018 in Kraft treten und
umgesetzt werden.

Die Richtlinie 2011/16/EU sollte daher entsprechend gedndert werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 22 der Richtlinie 2011/16/EU wird folgender Absatz eingefuigt:

,(1a)  Fir die Zwecke der Anwendung und Durchsetzung von Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zur
Umsetzung dieser Richtlinie und zur Gewahrleistung des Funktionierens der mit ihr eingerichteten Zusammenarbeit
der Verwaltungsbehorden gewihren die Mitgliedstaaten den Steuerbehdrden durch Rechtsvorschriften Zugang zu
den Mechanismen, Verfahren, Dokumenten und Informationen gemifl den Artikeln 13, 30, 31 und 40 der Richtlinie
(EU) 2015/849 des Europiischen Parlaments und des Rates (¥).

(*) Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie
2005/60/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission
(ABL L 141 vom 5.6.2015, S. 73).“
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Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis spitestens zum 31. Dezember 2017 die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverziiglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2018 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser
Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Annahme in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 6. Dezember 2016.

Im Namen des Rates
Der Priisident
P. KAZIMIR




	RICHTLINIE (EU) 2016/2258 DES RATES vom 6. Dezember 2016 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des Zugangs von Steuerbehörden zu Informationen zur Bekämpfung der Geldwäsche 

